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Zw^eckverband

"Abwasserrelnl'gung Köthachtal"

" GESCHÄFTSORDNUNG

vom 26. November 1977

v.

Aufgrund von § 5 Abs. 2 des Gesetzes über kommiuiale Zusammen-
arbeit (GKZ) l.d.F. vom 16.9.197^ (Ges.BI. S. 408) imd § 36
Abs. 2 der Gemeinde Ordnung für Baden-Vürttemberg vom 25.7.1.955
(Ges.BI. S. 129) l.d.P. der Bekanntmachung vom 22.12.1975 (Ges.
BI. 1976 S. l),in der jeweils geltenden Passung, hat sich die
Verbandsversammlung am 26. November 1977 folgende

GESCHÄFTSORDNUNG

gegeben.

I. ALLGEMEZNE.BESTIMMUNGEN

§ 1
ZusammensetzLing der Verbandsversammlung

/

Die VerbandsversammlLuag besteht aus dem Verbandsvorsitzen-
den und Vertretern der Mitgliedsgemeinden.(Mitglieder) .

II. RECHTE UND PFLICHTEN DER VERTRETER
DER MITGLIEDER IN DER VERBANDSVER-
SAMMLUNG UND DER ZUR BERATUNG^ ZÜG^E-
ZOGENEN SACHVERSTÄMDIGEN '7 7

§ 2 •
Rechtsstellung der Vertreter'

1. Die Vertreter der Mitglieder in der VerbandsversammlLUig
sind ehrenamtlich tätig.

2. Der Vorsitzende verpflichtet die Vertreter der Mitglie-
der der Verbandsversanunlung in der ersten Sitziuig nach
jeder regelmäßigen Vahl zum Gemeinderat öffentlich auf
die gewissenhafte Erfüllting ihrer Amtspflichten. i

t.
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§ 3
Unterrlchtun^srecht, Aktenelnslcht, Anfrage-
recht der___V_ertreter der Mitglieder In der Ver-
band s ve r Sammlung

1. Jedes Verbandsmitglied kann durch seine Vertreterein-
stimmig verlangen, daß der Verband s vor sitz ende die Ver-
bandsversammlung In allen Angelegenheiten imterrichte t
lind daß dieser oder einem von ihr bestellten Ausschuß
Akteneinslcht gewährt wird. In diesem Ausschuß müssen
die Antragsteller vertreten sein.

2. Jedes Verbandsmitglied kann durch seine Vertreter ein-
stimmig an den Verbandsvorsitzenden schriftliche oder
in einer Sitzung mündliche Anfragen im Sinne des Ab-
satzes 1 stellen.

Mündliche Anfragen, die mit keinem Punkt der Tagesord-
nung In Verbindung stehen, sind erst nach Erledigung
der Tagesordnung zulässig.

3. Schriftliche Anfragen sind vom Verbandsvorsitzenden, so-
fern es der Gegenstand der Frage zuläßt, innerhalb von
vier Wochen schriftlich zu beantworten. Sie können inner-
halb dieses Zeitraumes auch am Ende einer Verband s Sitzung
vom Ver-bandsvorsitzenden mündlich beantwortet werden.

Können mündliche Anfragen nicht sofort beantwortet i/erden,
teilt der Verbandsvorsitzende Zeit und Art der Beantwor-
tung mit.

4. Pur Anfragen und Antworten, die wegen des öffentlichen
Wohls oder wegen berechtigter Interessen Einzelner im
Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 2 GO nicht für die Öffent-
llchkeit bestimmt sind, ist eine die Verschwiegenheit
gewährleistende Form zu wahren.

5. Die Absätze 1 und 2 gelten, nicht bei den nach § lt^ Abs.
Satz 3 GO geheimzuhaltenden Angelegenheiten.

3
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§ ^
Amt s führunß

Die Vertreter der Mitglieder in der Verbandsversaramlung und
die zur Beratung zugezogenen Sachverständigen müssen ihre
Tätigkeit uneigeimützig und verantwortungsbewußt ausüben.
Sie sind verpflichtet an den Sitzungen der Verbandsversamm-
lung teilzimehmen. Bei Verhlnderimg ist der Verbände vox's it -
zende unter Angabe des Grundes rechtzeitig vor der Sitzung
zu verständigen. Ist die rechtzeitige Verständigung des Ver-
bandsvorsitzenden infolge unvorhergesehener Ereignisse nicht
möglich, so kann sie nachträglich erfolgen.
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V.

§ 5
Pflich-t zur' Verschwiegenheit

1. Die Vertr-eter der Mitglieder In der Verbandsversammlung
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet über alle Ange-
legenhelten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrle-
ben, besonders ang-eordne-t oder ihrer Natur nach erforder-
lich 1st. Über alle in nichtöffentlicher Sitzung behan-
delten Angelegenheiten sind die Vertreter der Mitglieds-
gemeinden und die zur Beratung zugezogenen Sachverstän-
dlgen so lange zur Verschwiegenheit verpflichtet, bis
sie der Verbandsvorsltzende von der Schv?elgepf licht ent-
bindet. Dies gilt: nicht für Beschlüsse, soweit sie nach
§ 8 Abs. 3 bekanntgegeben worden sind.

2. Gegen die angeführten Bestlmmiingen verstößt insbesondere,
wer aus der Kenntnis geheimziilialtender Angelegenheiten
für sich oder Dritte Vorteile zieht oder ziehen will.

§ 6
Vertreti.uigsverbot

1. Die Vertreter der Mitglieder in der Verbandsversamrali^ng
dürfen Ansprüche und Interessen eines anderen gegen den
Zweckverband nicht geltend machen, soweit sie nicht als
gesetzliche Vertreter handeln. Ob die Voraussetzimgen
dieses Verbots vorliegen, entscheidet die Verbandsver-
sammlLing. Insbesondere darf ein Vertreter der Mitglieder
in der Verbände Versammlung,ein Mandat gegen den Zveck-
verband nicht übernehmen.

.'.

2. Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten auch für die zur
Beratung zugezogenen Sachverständigen, wenn die zu ver-
tretenden Ansprüche oder Interessen mit der ehrenamtlichen
Tätigkeit 1h Verbindu.ng st.ehen. Ob diese Voraussetzimgen
vorliegen, entscheidet der? VerbandsVorsitzende.

§ 7 .
Ausschliiß wegen Befangenlielt

1. Ein Vertreter der Mitglieder in der Verbandsvergamnilungoder ein zur Beratizng hinzugezogener Sachverständiger darf*
weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Ent-
scheidung einer Angelegenheit ihm selbst oder folgenden.
Personen einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil brln-
gen kann:
a) Dem Ehegatten, früheren Ehegatten oder dem Verlobten,
b) einem in gerader Linie oder In der Seitenlinie bis

zzun dritten Grade Verwandten,
c) einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis

zum zweiten Grade Verschwägerten,
d) einer von ihm Kraft Gesetzes oder Vollmacht vertre-

tenen Person.
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2. Dieses Wirkungsverbot gilt auch, wenn der- Vertreter
der Mitglieder in der Verbandsversammliing oder der
zur Beratung zugezogene Sachverständige

a) gegen Entgelt bei jemand beschäftigt 1st, dem die
Entscheidung der Angelegenheit einen urunittelba-
ren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei
denn, daß nach den tatsächlichen Umständen der
Beschäftigzing anztinehmen ist, daß sich der Vertre-
t er der Mitglieder in der Verbandsversammlung oder
der zugezogene Sachverständige deswegen nicht in
einem Interessenwiderstreit befindet,

b) Gesellschafter einer Handelsgesellschaft oder Mlt-
glied des Aufsichtsrats eines wirtschaftlichen Un-
ternehmens 1st, denen die Entscheidiuig der- Angele"
genheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil
bringen kann, sofern er nicht von der Gemeinde ±n
den Aufsichtsrai entsandt worden 1st,

l

c) Mitglied eines Organs einer an der Angelegenheit
beteiligten juristischen Person des off ent; l i chen
Rechts ist, die nicht Gebietskörperschaft ist, so-
fern er diesem Organ nicht als Vertreter der Ge-
meinde angehört,

d) In der Angel eg-enhe it in anderer als öffentlicher
Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat oder sonst
tätig geworden ist.

3. Diese Vorschriften gelten nicht,

a) wenn die Entscheidung Verpflichtungen der Verbands-
mitglieder betrifft, die sich aus ihrer Zugehörlg-
keit zum Zweckverband ergeben und für alle zum Ver-
band gehörenden Mitglieder nach gleichen Grundsät-
zen festgelegt werden,

b) wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Znteressen
einer Berufs- oder Bevölkeriingsgruppe berührt,
I

c) bei Wahlen, die von den Vertretern der Mitglieder In
der Verbandsversammliing aus ihrer Mitte vorgenommen
werden müssen.

4. Venn der Befangenheitsgrund dagegen nur bei einem Ver'-
treter eines Verbandsmitgliedes liegt - Abs. 1 •und 2 -
ist der Vertreter ausgeschlossen..In diesem Fall rückt
für die Entscheldting sein Stellvertreter nach. Die Stim-
menzahl eines Verbandsmltgliedes wird durch die Befan-
genheit eines Vertreters nicht beeinträchtigt. i

5. Die Vertreter der Mitglieder In der Verbände Versammlung,
bzw. die Mitgliedsgemeinden und der zur Berati-ing zugezo-
gene Sachverständige, bei denen ein Tatbestand vorliegt,
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der Befangenheit zur Folge haben kann, haben dies vor
Beginn der Beratiing über diesen Gegenstand dem Ver-
bandsvorsltzenden mitzuteilen. Ob ein AusschließLings-
g-rund vorliegt, entscheidet In Zweifelsfällen In Ab-
Wesenheit des Betroffenen bei Mitgliedern der Verbands-
versainmlung die Verbancisversammliing, ansonsten der Ver-
bands Vorsitzende.

6. Wer wegen Befangenheit an der Beratiuig lind Entscheidung
nicht mitwirken darf, muß bei nichtöffentlichen Sitzun-
gen den Tagungsraum verlassen.

(..

^,-.

III. SITZUNGEN DER VERBANDSVERSAMMLUNG

§8
Öffentlichkeitsgrundsatz, Bekanntgabe
nichtöffentlich gefaßter Beschlüsse

1. Die Sitzungen der Ver band s ver samml fing sind öffentlich.
Nichtöffentlich darf nur verhandelt werben",wenn~es
das öffentliche Vohl oder berechtigte Interessen Ein-
zelner erfordern. Der Verbände vors it z ende kann in der
Tage s ordn-ung bestimmte Gegenstände In die nichtöffent-

• liche Sitzu.ng verweisen. Gegenstände bei denen diese
Voraussetzungen vorliegen, müssen nichtöffentlich ver-
handelt werden. Über Anträge aus der Mitte des Gremiiuns,
einen Verha.ndl'un.gsgegenstan.d entgegen der Tagesordnung'
in öffentlicher oder nichtö-ffentlicher Sitzung zu be-
handeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und
entschieden.

2. Zu den öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlimg
hat jedermann zutritt, soweit es die Raumverhältnisse
gestatt.en.

3. In nichtöffentlichen Sltzungön der Verbandsversammliuig
nach Abs. 1 gefaßten Beschlüssen sind nach Viederher-
Stellung der Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet
ist. In der nächsten öffentlichen VerbandsSitzung be-
karintzugeben, sofern nicht das öffentliche Vohl oder
berechtigte Interessen Einzelner entgegensteht.

§9
Verhandlung-sgegens fände

1 . Die Verbandsversammlting verhandelt über Vorlagen des
Verbände vors it zend en.

§ 10 .
Sitzordnung-

Die Vertreter der Mitglieder der Verbandsv-ersanunlimg sitzen
nach ihrer Zugehörigkeit der entsendenden Mitglledsgemeinde.
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§ n
Einberuf ling •

1. Die Verbandsyersammlu.nff ist gemäß § 7 Abs. 3 der Ver-
bands sa t zung schriftlich 1^1^ a-ngemes^sjQriej^^F^ in
der Re^e.^zehi^Ta.ge. iinter Angabe der Tagesordnung
zu den Sitzungen durch den Verbandsvorsitzenden ein-
zuberzifen.

2. Die Verbandsversammlttng ist unverzüglich einzuberufen,
wenn es eine Mitgliedsgemeinde unter Angabe des Ver-
handliingsgegenstandes unter Einstimmigkeit ihrer in
die Verbandsversammliing zu entsendenden Vertreter be-
.antragt. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum Au fga-
bengebiet des Zweckverbandes bzw. der Verbandsversamm-
lung gehören.

3. ZejjL,„J2£lL-und„,Ta.£es^r^dn.un,g_ofJentllahez^,SiJfe.%,i^ge^
den,nach.,^,,.^,^er,.Y^bapcissa,.t%i.(ng..^echt.seiA4.&,..i^,..äeyi.
Mitslieds^emeinden,bekannt^eseben,. Die Zuständigkeit
der Bekanntgabe lj.sg^^e^„jdenj4itgliedsg^melnde.n.

§12

Tagesordniing

1. Der Verbandsvorsitzende stellt die Tagesordnung für- die
Sitzungen auf.

•2. Auf einstimmigen Antrag der Vertreter einer Mltglieds-
gemeinde ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tages-
Ordnung spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen.

3. Für die Aufstellung der Tagßsordnung unter Beifügung
von Beratungsiint erlagen ißt sinngemäß § 3^ Abs. 1 GO
anzuwenden.

.'.

•f

\-

§ 13
Verhahdlungsfähigkeit, Verhandlungsleitizng
und Handhabzing der Ordnung, Hausrecht

1. Die VerbandsversammlLing kann ntir in einer ordnLingsgemäß
einberufenen und geleiteten Sitzung beraten und beschlles-
sen.

2. Der Verbandsvorsitzende eröffnet, leitet und schließt
die Sitzungen.

3. Der Verbandsvorsitzende übt nach § 36 Abs. 1 GO das
Hausrecht ini Jeweiligen Tagungslokal aus und handhabt
die Ordniuig.

l
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§ 14
Verhandliingsablauf, Änderung der
Tasesordnung durch die Verbands-
Versammlung

1. Die Geg-enstände werden in der Reihenfolge der Tages-
Ordnung verhandelt, sofern die VerbandsversammlLing
im Elnzelfa.11 nichts anderes beschließt.

2. Die nachträgliche Aufnahme von. Gegenständen in die
Tagesordnung für die öffentliche Sitzung 1st, von
Notfällen abgesehen, •während der Sitzung nicht mög-
lich. In nichtöffentlichen Sitziuigen kann ein Gegen-
stand nur durch einstimmigen Beschluß der Verbands-
Versammlung nachträglich auf die Ta-geBordxiung ge-
setzt werden.

3. Die Verbandsversammlung kann auf* Antrag die Verhand-
lung über einen Gegenstand vertagen. Vird ein solcher
Antrag angenommen, so finden eine zweite Beratung und
die Beschlußfassung in einer anderen Sitzung statt.

^. Die Ber'a-fcung ist zu Ende, wenn keine Wortmeldungen
mehr vorliegen.

5. Die VerbandsVersammlung kann auf einstimmigen Antrag
der Ve-rtreter einer Mitglledsgemelnde Jederzeit die
Aussprache über einen Verhandli.in.gs ge gensta-nd schließen
(Schlußantrag). Wird ein solcher Antrag angenommen, ist
die Aussprache abzubrechen und Beschliiß zu fassen.

\:-
I

§ 15
Vortrag in der VerbandsversarmnlLing

1. Den Vertrag in der Verbandsversammlung hat der Verbands-
Vorsitzende. Er kann den Vortrag einem Sachverständigen
oder einem Bediensteten der Verbandsvervaltung übertragen.

2. DeF Ver'bands Vorsitzende mLiß auf Verlangen der Verbands-
versamml'uiig Bedienstete der Ver band s ve rval t ung zu sacb-
verständigen Auskünften zuziehen.

§16
Redeordn-iing ''

•ri.

1. Der Verbandsvorsitzende eröffnet die Beratung nach dem
Vertrag. Er fordert zu Wortmeldungen auf und erteilfc den
Vertretern der Verband s ver Sammlung das Wort grundsätzlich
in der Reihenfolge der Meldungen. Bei gleichzeitiger Wort-
meldung bestimmt er die Reihenfolge. Ein Teilnehmer bzw.
Sachverständiger darf das Vort erst ergrelf'en, wenn es ihm
vom Verbände Vorsitzenden erteilt ist.

8 -
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2. Außer der Reihe wird das Wort erteilt, zur Stellung
von Anträgen zur Geschäftsordniing (§ 18) und'zur

Berichtigung eigener Ausführungen.

3. Kurze Zwischenfragen an deh Jeweilig-en Redner sind
mit dessen und des Vorsitzenden Zustimmung zulässig.

4. Der Verbände Vorsitzende karm nach Jedem Redner das
Wort ergreifen, er kann ebenso dem Vortragenden oder
zugezogenen Sachverständigen Jederzeit das Vort er-
teilen oder sie zur Stellizngnahme auffordern.

5. Ein Redner darf nur vom Verbands vor sitzenden und nur
zur Vahrnehmung seiner Befugnisse unterbrochen werden.
Der Verbände Vorsitzende kann den Redner zur Sache ver-
weisen oder zur Ordniuig rufen.

§ 17
Sachanträge

1. Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand der Tagesord-
nimg (Sa.chanträ.ge) sind vor Abschluß der .Beratung über
diesen Gegenstand zu stellen. Der Verbandsvorsitzende
kann verlangen, daß Anträge schriftlich gestellt ver-
den.

2. Anträge, die sich auf die Beelnflussiing des Haushalts
des Zveckverbandes auswirken, müssen e±nen durchführ-
baren Vorschlag für die Aufbringung der notwendigen
Mittel beinhalten.

'i

§ 18

Geschäft sordnungsant rage

1. Anträge "zur GeschäftsordnLing" imd nach § 7 und 8 der
Verbandssatzung können jederzeit, mit Bezug auf einen
bestimmten Verhandlungsgegenstand nur bis zum SchltLß
def' Beratung hierüber gestellt werden.

2. Geschäftsordnungsanträge .unterbre&hen die Sachberatung.
Der Verbandsvorsltzende und ein Vertreter Jedes Verbands-
mitgl leds erhalten Geleg-enheit zu einem Geschäftsord-
nungsantrag zu sprechen.

3. Geschäftsordnungsanträge sind insbesondere

a) der Antrag, ohne weitere Aussprache zur Tagesordyung
überzugehen,

b) der Schlußantrag,
c) der Antrag, die Rednerliste zu schließen,

s
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d) der Antrag, den Gegenstand zu einem späteren Zeit-
punkt in derselben Sitzung erneut zu beraten,

e) der Antrag, die Beschlußfassung zu vertagen.

4. Ein Vertreter der Verbandsversammliing, der selbst zur
Saclle g-esprochen hat, kann Anträge nach Abs. 3 Buchst.
b) und c) nicht stellen.

c^

§ 19
Beschlußfassung, Beschlußfähigkeit

1. Im Anschluß an die Beratung wird über die vorliegenden
Sachanträge Beschluß gefaßt. Die Verbandsversammlimg
beschließt durch Abstimmung und Vahlen (§ 20).

2. Die Beschlußfäliigkeit ergibt sich aus § 7 Abs. ^ der
Verbandssatzung.

3. Die Beschlußfassung der VerbandsversanunlLing hat ein-
stimmig zu erfolgen (§ 7 Abs. 5 der Verbandssatzung) .

4. Sind zu einer ordniingsgemäß einberufenen Sitzung die
Mitglieder der Verbandsversammlung nicht in der für
die Beschlußfassung erforderlichen Zahl erschienen,
muß der Verbandsvorsitzende unverzüg-lich eine zveita
Sitzung einberufen, in der die Verbandsversanunlung ohne
Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vertreter der
Verbandsversammlung und der den Mitgliedsgemeinden zu-
stehenden Stimmen über die nicht erledigten Angelegen-
heiten Beschluß faßt. Bei der Einberufimg der Sitzung
ist auf die Folgen hinzuweisen, die sich für die Be-
schlußfassung ergeben.

'v

§20

Abstiimnung, Wahlen
i

1. Anträge sind positiv imd so zu formulieren, daß sie
als Ganzes angenommen oder abgelehnt werden können.
Vird ein Antrag in eine Frage gekleidet, ist sie so
zu stellen, daß sie mit "Ja" oder "Nein" beantwortet
werden kann. Über Anträge zur Geschäftsordnung (§ 18)
wird vor Sachan.trägen (§ 1?) abgestimmt. Bei Geschäfts-
ordnungsanträgen wird über diejenigen, die der sach-
lichen Velterbehandlimg am meisten entgegenstehen zuerst
abgestimmt. Über Anderungs- und Ergänzungsa.nträ.ge zur
Sache wird vor dem Hauptantrag abgestimmt. Als Haupt-
antrag gilt der Antrag des Vortragenden. Liegen mehrere
Anderungs- und Brgänzungsa.nträge zu der gleichen Sache
vor, so wird jeweils über denjenigen zuletzt abgestimmt,
der am weitesten von dem Hauptantrag abweicht.

2. Die Verbandsversammlung stimmt in der Regel offen durch
Handerhebung ab. Auf Antrag kann ausnahmsweise geheim
mit Stimmzettel abgestimmt werden. Der Antrag ist von
einem Verbandsmitglled einstimmig zu stellen.
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3. Wahlen werden g-ehelm inlt Stimmzetteln vorgenonunen; es
kann offen gewählt werden, wenn kein Verba.ndsmltglled
in der Verbandsversammliing widerspricht.

Die Durchführung der Wahlen bestimmt sich nach § 37
Abs. 7 GO.

§ 2-» .
Anhörung

;.'•

Die Verbandsver Sammlung kann betroffenen Personen iznd Per-
sonengruppen, die duz'ch eine Maßnahme des Zweckverba-ndes
einen Vorteil oder Nachteil erhalten, Gelegenheit geben,
ihre Auf f ass Ling dem Gremium vorzutragen.
Die Anhörung 1st öffentlich, es sei denn, § 35 Abs. 1
Satz 2 GO 1st anzuwenden. Diese findet innerhalb der
Verbände s i t z ung statt.

Die Zustimmung zur Anhörung 1st durch die Verbandsversamm-lung nach § 7 Abs. 5 der Verbandssatziing zu treffen.

IV. NIEDERSCHRIFT. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 22

Niederschrift

1 .. Inhalt und Ausfertigung der'Niederschrift richten sich
na.ch den Bestimmungen von § 38 Abs. 1 GO und § 7 Abs. 6
der VerbandsSatzung.

2. Über vorgebrachte Einwendungen entscheidet die Verbands-
Versammlung.

§23
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 1. Januar 1978 In Kraft.

Bad DUrrheim, den 26. November 1^??

;

/

^für den Zweckverband
^ "Abwasserreinigung Köthacht^l"
/ Der Verbandsvorsitzende:

/ -") W'r''rt*^M,.'. -^B^t.-«..;-
(Veissenberger)
Burgermeister und Kur^irektor

I
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